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D ie Beteiligten im Behandlungsverhältnis 

brauchen mehr Klarheit, welche Rechte 

und Pflichten sie treffen. Mit einem  

Patientenrechtegesetz will der Patientenbeauftragte 

der Bundesregierung, Wolfgang Zöller, die bisher 

zersplitterte Rechtslage transparenter gestalten.  

Weitere wichtige Punkte eines Patientenrechte- 

gesetzes sind der Umgang mit Behandlungsfehlern, 

Fehlermanagementsysteme sowie die Stärkung der 

kollektiven Patientenrechte. Zur Vorbereitung des 

Gesetzes hat er Gespräche mit den Beteiligten am 

Gesundheitswesen geführt, um den Handlungs- 

bedarf und die Regelungsmöglichkeiten umfassend 

zu prüfen. Die Ergebnisse der Prüfung werden  

zusammengefasst und in das Eckpunktepapier  

der Bundesregierung einfließen.

Patienten im System
Patientinnen und Patienten fühlen sich im gesundheits-

system immer häufiger ohnmächtig und hilflos. 

gesundheits-dschungel
Rabattverträge, Wartezeiten, Ärztemangel, Richtgrößen, 

off-label, generika, morbi-RsA, eigenverantwortung, DmP, 

uPD, bQs, Zusatzbeiträge, basistarif, igel, kostenerstat-

tung – diese schlagworte verdeutlichen den Dschungel, 

in dem Patienten, aber auch Ärzte und krankenkassen, 

sich einen Weg durch unser gesundheitssystem bahnen 

müssen. 

koalitionsvertrag
in diesem Zusammenhang möchte ich das bekenntnis der 

Regierungskoalition zitieren:

„im mittelpunkt der medizinischen Versorgung steht 

das Wohl der Patientinnen und Patienten. Die Versicherten 

sollen in die lage versetzt werden, möglichst selbstständig 

ihre Rechte gegenüber den krankenkassen und leistungs-

erbringern wahrzunehmen. Aus diesem grund soll eine un-

abhängige beratung von Patientinnen und Patienten aus-

gebaut werden. Die Patientinnen und Patienten sollen bei 

der Wahrnehmung ihrer interessen unterstützt werden.“ 

es kann nicht angehen, dass Patienten, wie immer 

wieder berichtet, notwendige leistungen wie bittsteller 

einklagen müssen. es wird Zeit, dass wir dafür sorgen, dass 

Patienten als Partner anerkannt und respektiert werden. 

Der Ausbau und der konsolidierung der unabhängigen Pa-

tientenberatung Deutschland ist hier ein wichtiger schritt. 

Priorisierung, Rationierung –  
Hilft ein Patientenrechtegesetz bei der 
medizinischen Versorgung der menschen?

Wolfgang Zöller, MdB, PatientenBeaUftragter der BUndeSregierUng
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handlungsbedarf
hier sehe ich aber auch weiteren handlungsbedarf: mein 

Ziel ist, dass das gesundheitssystem wieder als gerecht 

empfunden wird. 

name Patientenrechtegesetz
Dabei ist mir schon der name des gesetzes wichtig. im 

koalitionsvertrag steht ein „Patientenschutzgesetz“. Das 

ist aber nicht das, was wir brauchen. Wir müssen die Pa-

tienten nicht vor dem gesundheitswesen schützen. Wir 

müssen dafür sorgen, dass sie als Partner wahrgenommen 

werden. Deswegen möchte ich, dass das gesetz Patien-

tenrechtegesetz heißt.

transparenz des rechts
ein sehr wichtiger Aspekt ist dabei für mich die transpa-

renz des Rechts. nur wer weiß, welche Rechte und Pflich-

ten ihn im gesundheitswesen treffen, kann das system 

als gerecht empfinden.

Zersplitterte rechtslage
Das für die Patienten maßgebliche Recht ist aber derzeit 

zersplittert und selbst für Juristen schwer zu überblicken.  

Worüber muss ein Arzt aufklären? haben Patienten ein 

Recht auf kopien von der behandlungsdokumentation? 

muss der Arzt auch die Röntgenbilder herausgeben? Wel-

che Rechte haben Patienten bei einem behandlungsfehler?

Die unklarheit über das geltende Recht macht es den 

Patientinnen und Patienten oft schwer, ihre Ansprüche 

auch durchzusetzen. Ärzte und medizinisches Personal 

benötigen ebenfalls klarheit, welche rechtlichen Pflich-

ten sie treffen. 

Patientenrechtegesetz sorgt für klarheit 
eines meiner wichtigsten Ziele ist es deshalb, mit einem 

Patientenrechtegesetz für klarheit darüber sorgen, welche 

Rechte und Pflichten die beteiligten im behandlungsver-

hältnis treffen.

gerechter ausgleich der interessen 
Der zweite unverzichtbare Punkt ist, dass die interessen der 

beteiligten zu einem gerechten Ausgleich geführt werden. 

ich möchte die Rechte der Patientinnen und Patienten 

gegenüber leistungsträgern, z.b. krankenkassen und Ren-

tenversicherungsträgern, stärken. ich betone zum beispiel 

immer wieder, dass leistungen, auf die Patientinnen und 

Patienten einen Anspruch haben, ihnen unbürokratisch 

und ohne langwierige Auseinandersetzungen zur Verfü-

gung zu stellen sind. es kann nicht sein, dass jemand wie 

ein bittsteller auf eine Rehabilitationsmaßnahme oder auf 

einen Rollstuhl sechs monate warten muss. Derartige Fälle 

liegen mir aber vor. Auf den Prüfstand gehört daher auch 

die Frage, wie behörden zu einer zeitnahen entscheidung 

veranlasst werden können. 

Behandlungsfehler
ein weiteres wichtiges thema beim Patientenrechtegesetz 

sind behandlungsfehler.
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fehlerprävention
ein vorrangiges Ziel muss dabei die Fehlerprävention sein: 

ich möchte daher flächendeckende Risikomanagement- 

und Fehlermeldesysteme im ambulanten und stationären 

bereich implementieren. man muss Fehler nicht selber 

machen, um aus ihnen zu lernen. 

Wir brauchen aber mehr informationen über die 

schwachstellen in behandlungsabläufen. nur mit diesem 

Wissen können wir lernen, die Wiederholung von Fehlern 

zukünftig zu vermeiden. 

Wie man Fehlermeldesysteme für behandlungsfehler 

sinnvoll und praktikabel in der Fläche verbindlich gestalten 

kann, darüber führe ich derzeit ergebnisoffen und bisher 

sehr konstruktive gespräche mit allen beteiligten. 

Wichtig ist mir dabei jedoch, dass Ärzte ohne Angst 

vor Verunglimpfung und Repressalien über Fehler und 

‚beinahefehler‘ sprechen können. es geht nicht darum 

den „schuldigen“ zu finden, sondern die Fehlerquelle für 

die Zukunft auszuschalten.

Das dient dem Wohl und der sicherheit bei der medi-

zinischen Versorgung aller Patienten und fördert das Ver-

trauen zwischen Arzt und Patienten.

entschädigung von Behandlungsfehlern
trotzdem werden sich behandlungsfehler nie ganz vermei-

den lassen. Deshalb müssen wir auch dafür sorgen, dass 

behandlungsfehlervorwürfe in einem transparenten und 

zügigen Verfahren aufgearbeitet werden. 

Patienten, die durch einen behandlungsfehler geschä-

digt wurden, haben ein Recht darauf, in angemessener Zeit 

eine entschädigung zu erhalten. hierzu sind entsprechende 

Regelungen zu schaffen. 

Zivilgerichte und entschädigungsfonds
in diesem Zusammenhang ist die errichtung von spezial-

kammern für Arzthaftungssachen in der Zivilgerichtsbar-

keit oder aber gerechtere lösungen bei der entschädigung 

der opfer von behandlungsfehlern z.b. durch entschädi-

gungsfonds denkbar.  

es ist durchaus möglich, dass dadurch der Ausgang von 

Arzthaftungsprozessen in vielen Fällen für die Patienten 

nachvollziehbarer und damit gerechter wird. Den betrof-

fenen könnte so das Vertrauen in das gesundheits- und 

Rechtssystem zurückgegeben werden.

Schlichtungsstellen
Viele Patienten begegnen zudem den gutachter- und 

schlichtungsstellen der Ärztekammern mit großem miss-

trauen. hier könnte man die transparenz für die Patienten 

erhöhen, indem man Patientenvertreter in die spruch-

körper aufnimmt. Das hat zum beispiel die Ärztekammer 

Rheinland-Pfalz gemacht. ich halte das für eine gute idee.

kollektive Patientenrechte
Als letzten Punkt möchte ich die Rechte ansprechen, die 

Patientinnen und Patienten als gruppe zustehen: die be-

teiligungsrechte in Versorgungsfragen. 

Die bestehenden mitberatungsrechte der Patientinnen 

und Patienten haben sich in der Vergangenheit bewährt. 

ihre stärkung ist mir daher ein wichtiges Anliegen. 

Die in Zukunft weiterreichende beteiligung der Versi-

cherten an der Finanzierung der gesetzlichen krankenver-

sicherung auf der einen seite und die stärkere eigenbetei-

ligung im leistungsbereich auf der anderen seite mahnt 

zusätzlich zu einem Ausbau der beteiligungs- und miten-

tscheidungsrechten von Patienten an.

Denkbar wären hier mitbestimmungsrechte von Pati-

entenvertretern in Verfahrensfragen ebenso wie ein inhalt-

licher Ausbau der mitberatungsrechte, z.b. in bestimmten 

bereichen der Vertragsebene.

Stand des Verfahrens
Wie sie sehen, sind die inhalte des Patientenrechtegeset-

zes noch nicht in stein gemeißelt. ich führe derzeit viele 

gespräche, um umfassend den handlungsbedarf und die 

Regelungsmöglichkeiten zu prüfen und alle belange zu 

berücksichtigen. ende des Jahres 2010 werden die er-

gebnisse dieser Prüfung dann zu einem eckpunktepapier 

zusammengefasst. 

ich bin zuversichtlich, dass wir mit beginn des nächs-

ten Jahres dann das parlamentarische Verfahren beginnen 

werden. 

kontakt: info@patientenbeauftragter.de
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Beauftragter der Bundesregierung 

für die Belange der Patientinnen und 

Patienten 

Der gelernte Maschinenbauingenieur 

war nach einer Weiterbildung zum Si-

cherheitsingenieur von 1972 bis 1990 

leitender Sicherheitsingenieur bei der 

Firma AKZO in Obernburg am Main. 

Seit 1990 ist Wolfgang Zöller Mitglied 

des Deutschen Bundestages; 2002 bis 2004 war er 

Vorsitzender des Arbeitskreises Gesundheit und Soziale 

Sicherung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend der 

CSU-Landesgruppe, 1994 bis 2004 gesundheits- und 

sozialpolitischer Sprecher der CSU-Landesgruppe; 1998 

bis Januar 2005 stellvertretender Vorsitzender des 

Ausschusses für Gesundheit und Soziale Sicherung. 

Von 2004 bis November 2009 war er stellvertretender 

Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion mit den 

Aufgabenbereichen Gesundheit, Ernährung, Landwirt-

schaft und Verbraucherschutz, ehe im November 2009 

die Ernennung zum Beauftragten der Bundesregierung 

für die Belange der Patientinnen und Patienten erfolgte.

Wolfgang Zöller ist Mitglied in verschiedenen kulturel-

len, sozialen und kirchlichen Vereinigungen.

Wolfgang Zöller, MdB
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